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V o r l a g e 
 
für die Sitzung des Jugendhilfeausschusses der Stadtgemeinde Bremen am 4. Juni 2013 

 
für die Sitzung der städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend 

am 6. Juni 2013 
 
 
 

Mitwirkung der Ortsämter an der Aufstellung der Haushalte 2014/2015 
 
A. Problem 
Die Ortsämter wirken gemäß § 32 des Ortsgesetzes über Beiräte und Ortsämter vom 2. Februar 
2010, verkündet im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen am 9. Februar 2010, an der 
Aufstellung der Haushaltsvorschläge mit, indem sie aufgrund von Beschlüssen der Beiräte An-
träge bei der fachlich zuständigen Senatorin oder dem fachlich zuständigen Senator stellen. 
 
Die Senatorin oder der Senator leitet den Antrag der zuständigen Deputation und den parla-
mentarischen Ausschüssen mit einer Stellungnahme zu. Das Ergebnis der Beratungen in der 
Deputation und den parlamentarischen Ausschüssen ist dem Ortsamt mitzuteilen. Bei Ableh-
nung sind die Gründe unverzüglich bekannt zu geben. 
 
Im Vorfeld der Haushaltsberatungen wurden bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und 
Frauen Anträge zum Fachbereich der SKJF aufgrund von Beschlüssen folgender Beiräte ge-
stellt: 
Burglesum (s. Anlage 1), Findorff (s. Anlage 2), Hemelingen (s. Anlage 3), Horn-Lehe (s. Anla-
ge 4), Huchting (s. Anlage 5), Mitte/Östliche Vorstadt (s. Anlage 6), Neustadt (s. Anlage 7), 
Neustadt/Woltmershausen (s. Anlage 8), Obervieland (s. Anlage 9), Osterholz (s. Anlage 10), 
Schwachhausen (s. Anlage 11), Vahr (s. Anlage 12), Vegesack (s. Anlage 13) und Wal-
le/Gröpelingen (s. Anlage 14). 
 
B. Lösung 
Dieser Vorlage sind als Anlage 1 bis Anlage 15 jeweils der Beschluss des Beirates und die Stel-
lungnahme der Verwaltung beigefügt. Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen 
wird auf der Sitzung am 4. Juni 2013 über die Beschlüsse der Beiräte beraten und die städti-
sche Deputation für Soziales, Kinder und Jugend wird auf der Sitzung am 6. Juni 2013 über die 
Beschlüsse der Beiräte beraten und beschließen. 
 
C. Alternativen 
Keine 
 
D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender Prüfung 
Durch die einzelnen Anträge ergeben sich ggfls. finanzielle, personalwirtschaftliche oder gen-
derbezogene Auswirkungen. Diese werden jeweils in der Stellungnahme zum entsprechenden 
Antrag aufgeführt. 
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E. Beteiligung / Abstimmung 
Nicht erforderlich 
 
F. Beschlussvorschlag 
 
Zu Anlage 1: 
 
F 1-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt die Beschlüsse des Beirates 
Burglesum vom 06.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der 
städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend den Beschlüssen des Beirates Burgle-
sum vom 06.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 1-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt die Beschlüsse des Beirates 
Burglesum vom 06.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und lehnt die An-
träge des Beirates Burglesum ab.  
 
Zu Anlage 2: 
 
F 2-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates Fin-
dorff vom 19.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der städti-
schen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss des Beirates Findorff vom 
19.02.2013 nicht zu folgen. 
 
F 2-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Findorff vom 19.02.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und lehnt den Antrag 
des Beirates Findoff ab.  
 
Zu Anlage 3: 
 
F 3-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates He-
melingen vom 07.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der 
städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend, dem Beschluss des Beirates Hemelin-
gen vom 07.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 3-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Hemelingen vom 07.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und lehnt den 
Antrag des Beirates Hemelingen ab.  
 
Zu Anlage 3a: 
 
F 3a-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates He-
melingen vom 07.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der 
städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend, dem Beschluss des Beirates Heme-
lingen vom 07.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 3a-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Hemelingen vom 07.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und lehnt die An-
trag des Beirates Hemelingen ab. 
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Zu Anlage 4: 
 
F 4-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates 
Horn-Lehe vom 07.03.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der 
städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss des Beirates Horn-
Lehe vom 07.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 4-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Horn-Lehe vom 07.03.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und lehnt den An-
trag des Beirates Horn-Lehe ab.  
 
Zu Anlage 5: 
 
F 5-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates 
Huchting und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der städtischen Deputa-
tion für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss des Beirates Huchting nicht zu folgen. 
 
F 5-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Huchting und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und lehnt den Antrag des Beirates 
Huchting ab.  
 
Zu Anlage 6: 
 
F 6-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss der Beiräte Mitte 
und Östliche Vorstadt vom 12.03.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und emp-
fiehlt der städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss der Beiräte 
Mitte und Östliche Vorstadt vom 12.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 6-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss der Beiräte 
Mitte und Östliche Vorstadt und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und lehnt den Antrag 
der Beiräte Mitte und Östliche Vorstadt vom 12.03.2013 ab.  
 
Zu Anlage 7: 
 
F 7-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates Neu-
stadt vom 19.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der städti-
schen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss des Beirates Neustadt vom 
19.02.2013 nicht zu folgen. 
 
F 7-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Neustadt vom 19.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und lehnt den Antrag 
des Beirates Neustadt ab.  
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Zu Anlage 8: 
 
F 8-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss der Beiräte Neu-
stadt vom 08.02.2013 und Woltmershausen vom 04.03.2013 und die Stellungnahme der SKJF 
zur Kenntnis und empfiehlt der städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem 
Beschluss der Beiräte Neustadt vom 08.02.2013 und Woltmershausen vom 04.03.2013 nicht zu 
folgen. 
 
F 8-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss der Beiräte 
Neustadt vom 08.02.2013 und Woltmershausen vom 04.03.2013 und die Stellungnahme der 
SKJF zur Kenntnis und lehnt den Antrag der Beiräte Neustadt vom 08.02.2013 und Woltmers-
hausen vom 04.03.2013 ab.  
 
Zu Anlage 9: 
 
F 9-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates 
Obervieland vom 12.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der 
städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss des Beirates Obervie-
land vom 12.02.2013 nicht zu folgen. 
 
F 9-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Obervieland vom 12.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und lehnt den An-
trag des Beirates Obervieland ab.  
 
Zu Anlage 10: 
 
F 10-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates Os-
terholz vom 21.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der städti-
schen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss des Beirates Osterholz vom 
21.02.2013 nicht zu folgen. 
 
F 10-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Osterholz vom 21.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und lehnt den Antrag 
des Beirates Osterholz ab.  
 
Zu Anlage 11: 
 
F 11-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates 
Schwachhausen vom 14.03.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt 
der städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss des Beirates 
Schwachhausen vom 14.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 11-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Schwachhausen vom 14.03.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und lehnt den 
Antrag des Beirates Schwachhausen ab.  
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Zu Anlage 12: 
 
F 12-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt die Beschluss des Beirates Vahr 
vom 19.02.2013 und vom 12.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und emp-
fiehlt der städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend, dem Beschluss des Beirates 
Vahr vom 19.02.2013 und vom 12.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 12-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Vahr vom 19.02.2013 und vom 12.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und 
lehnt den Antrag des Beirates Vahr ab.  
 
Zu Anlage 12a: 
 
F 12a-1  
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates Vahr 
vom 19.02.2013 und vom 12.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und emp-
fiehlt der städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend, dem Beschluss des Beirates 
Vahr vom 19.02.2013 und vom 12.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 12a-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Vahr vom 19.02.2013 und vom 12.03.2013 und die Stellungnahmen der SKJF zur Kenntnis und 
lehnt den Antrag des Beirates Vahr ab. 
 
Zu Anlage 13: 
 
F 13-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss des Beirates 
Vegesack vom 25.03.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt der 
städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss des Beirates Vegesack 
vom 25.03.2013 nicht zu folgen. 
 
F 13-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss des Beirates 
Vegesack vom 25.03.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und lehnt den Antrag 
des Beirates Vegesack ab.  
 
Zu Anlage 14: 
 
F 14-1 
Der Jugendhilfeausschuss der Stadtgemeinde Bremen nimmt den Beschluss der Beiräte Walle 
und Gröpelingen vom 13.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und empfiehlt 
der städtischen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend dem Beschluss der Beiräte Walle 
und Gröpelingen vom 13.02.2013 nicht zu folgen. 
 
F 14-2 
Die städtische Deputation für Soziales, Kinder und Jugend nimmt den Beschluss der Beiräte 
Walle und Gröpelingen vom 13.02.2013 und die Stellungnahme der SKJF zur Kenntnis und 
lehnt den Antrag der Beiräte Walle und Gröpelingen ab.  
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Anlagen:  
 
1. Beschlüsse des Beirates Burglesum vom 06.03.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
2. Beschluss des Beirates Findorff vom 19.02.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
3. Beschlüsse des Beirates Hemelingen vom 07.03.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
4. Beschluss des Beirates Horn/Lehe vom 07.03.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
5. Beschluss des Beirates Huchting (Schreiben vom 15.03.2013) incl. Stellungnahmen SKJF 
6. Beschluss der Beiräte Mitte und Östliche Vorstadt vom 12.03.2013 incl. Stellungnahmen 

SKJF 
7. Beschluss des Beirates Neustadt vom 19.02.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
8. Beschluss des Beirates Neustadt vom 08.02.2013 und des Beirates Woltmershausen vom 

04.03.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
9. Beschluss des Beirates Obervieland vom 12.02.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
10. Beschluss des Beirates Osterholz vom 21.02.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
11. Beschluss des Beirates Schwachhausen vom 14.03.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
12. Beschlüsse des Beirates Vahr vom 19.02.2013 und vom 12.03.2013 incl. Stellungnahmen 

SKJF 
13. Beschluss des Beirates Vegesack vom 25.03.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 
14. Beschluss der Beiräte Walle und Gröpelingen vom 13.02.2013 incl. Stellungnahmen SKJF 







Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

Anlage 1 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Burglesum vom 06.03.2013 

Zu 1.1 und 1.3: Die Schaffung einer bedarfsgerechten Infrastruktur im Stadtteil Burglesum 
wird im Rahmen der Ablaufplanung zum jeweiligen Kindergartenjahr sichergestellt. Dies gilt 
auch für das kommende Kindergartenjahr. Dies schließt den Erhalt der bestehenden 
Hortgruppen ein. 

Zu 1.2: Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den 
Förderzweck der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. 
Über die bedarfsgerechte Verteilung der in diesem Rahmen bereitgestellten Mittel 
entscheidet der Jugendhilfeausschuss auf der Grundlage von jugendpolitischen und 
fachlichen Erwägungen. Ihm ist vorbehalten, gegebenenfalls Änderungen im 
Verteilerschlüssel zu beschließen. Diese können sich auf die im jeweiligen Stadtteil 
geförderten Einrichtungen auswirken.  

Der von der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die 
Haushalte 2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Zu 1.4: Sozialpädagogische Spielkreise mit Betriebserlaubnis gemäß § 45 SGB VIII und der 
Richtlinien für den Betrieb von Kindertageseinrichtungen im Land Bremen sind 
Tageseinrichtungen für Kinder unter drei Jahren gemäß § 24 SGBVIII. Sie erfüllen dann den 
ab 01.08.2013 geltenden Rechtsanspruch auf frühkindliche Förderung, wenn Eltern dieses 
Angebot wählen und keinen darüber hinausgehenden Betreuungsanspruch geltend machen. 
Zum Kindergartenjahr 2013/14 wurde den Sozialpädagogischen Spielkreisen die Möglichkeit 
eröffnet, ihren Betreuungsumfang den Bedarfen der angemeldeten Kinder entsprechend bis 
auf 20 Wochenstunden auszuweiten (vgl. Vorlage „Sicherung des Rechtsanspruchs unter 
dreijähriger Kinder auf frühkindliche Förderung ab dem 01.08.2013 – Anpassung 
richtliniengeförderter Angebote, Gleichbehandlung der Kindertagespflege“ zur Sitzung des 
Jugendhilfeausschusses am 04.06.2013 sowie zur Sitzung der städtischen Deputation für 
Soziales, Kinder und Jugend am 06.06.2013). 

Zu 1.5: Für die Schaffung und Gestaltung von öffentlichen Spielplätzen stehen dem Amt für 
Soziale Dienste zurzeit jährlich 250 T€ zur Verfügung, zuzüglich der über Ablösebeträge nach 
dem ersten Ortsgesetz. Über die Zuweisung von Investitionsmitteln wird auf der Grundlage 
von Bedarfsanmeldungen aus den Sozialzentren entschieden. Für 2014/2015 sieht der 
Haushaltsentwurf der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen eine Anhebung des 
Investionsmittelvolumens auf 350 T€ vor.  



Der Spielplatz am Admiral-Brommy-Weg ist kein öffentlicher Spielplatz und wird daher nicht 
in der Verantwortung der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen bewirtschaftet 







Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 
Anlage 10 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Osterholz vom 21.2.2013 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem 
Vorjahr im Jahr 2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle 
monatliche Inflationsrate gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die 
entsprechenden Raten bis Ende 2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen 
unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, 
müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu können, eine Anhebung der einschlägigen 
Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im Haushaltsentwurf 2014 aufgenommen werden. 
Dem entspräche für den Bereich der im sogenannten Anpassungskonzept für die 
stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung zu vergebenen Zuwendungsmittel ein 
Betrag von zusätzlich rund 350 T€.  

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Über die 
bedarfsgerechte Verteilung der in diesem Rahmen bereitgestellten Mittel entscheidet der 
Jugendhilfeausschuss auf der Grundlage von jugendpolitischen und fachlichen Erwägungen. 
Ihm ist vorbehalten, gegebenenfalls Änderungen im Verteilerschlüssel zu beschließen. Diese 
können sich auf die im jeweiligen Stadtteil geförderten Einrichtungen auswirken.  

In der Haushaltsstelle „Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von 
Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 
2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) gegenüber 2013 anzuheben. 

Darüber hinaus sieht die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen im Rahmen der 
durch Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden 
Anschläge im Haushaltsentwurf in der geforderten Höhe darzustellen. 

 



Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 11 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Schwachhausen vom 14.3.2013 

Im Rahmen der Planung von Investitionen wird auch die Schaffung eines bedarfsgerechten 
Angebotes von Kindertageseinrichtungen im Stadtteil Schwachhausen geprüft. Dabei muss 
unterschieden werden zwischen Sofortmaßnahmen und der nachhaltigen Ausbauplanung. 

Eine Ausweitung des Angebotes für Schulkinder im Rahmen der Jugendhilfe ist nicht 
vorgesehen. Mit der Senatorin für Bildung und Wissenschaft soll ein Konzept zur 
Weiterentwicklung der Schulkinderbetreuung in der Stadtgemeinde Bremen erarbeitet 
werden; allerdings ist in der aktuellen Haushaltsplanung für 2014/2015 keine Möglichkeit für 
eine Ausweitung der Plätze für Schulkinderbetreuung durch die Jugendhilfe oder durch die 
Schulen erkennbar. 

 









Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 12 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Vahr vom 19.02.2013 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem Vorjahr im Jahr 
2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle monatliche Inflationsrate 
gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die entsprechenden Raten bis Ende 
2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man 
für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu 
können, eine Anhebung der einschlägigen Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im 
Haushaltsentwurf 2014 aufgenommen werden. Dem entspräche für den Bereich der im sogenannten 
Anpassungskonzept für die stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung zu vergebenen 
Zuwendungsmittel ein Betrag von zusätzlich rund 350 T€ und für den Förderbereich der kommunalen 
Jugendverbands- und Jugendbildungsarbeit ein Betrag von zusätzlich rund 64 T€. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck der 
stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der Senatorin 
für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 2014/15 sieht keine 
Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

In der Haushaltsstelle „Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von 
Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 2,6 % (35 
T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) gegenüber 2013 anzuheben. 

Im Bereich der Förderung der Jugendverbände und der Jugendbildungsarbeit sieht der 
Haushaltsentwurf in der Haushaltsstelle „Zuschüsse für außerschulische Jugendbildung und 
Internationale Begegnung“ (3431/684 65-8) die Wiederaufstockung der Fördermittel um 10 T€ auf 45 
T€ vor. In der Haushaltsstelle „Zuschüsse an die Jugendbildungsstätte LidiceHaus“ (3431/684 80-1) 
soll der Zuschuss um 8 T€ aufgestockt werden, um die Risiken für den laufenden Betrieb durch den 
Ausfall SGB-II-geförderter Beschäftigung im Bereich Hauswirtschaft/Küche abzumildern.  

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hält die vorgetragene Begründung des Beirates 
für die Forderung im Grundsatz für berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch Senatsbeschluss 
festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im Haushaltsentwurf in der 
geforderten Höhe darzustellen. 







Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 12a 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Vahr vom 12.03.2013 

Der Jugendhilfeausschuss hat am 1.3.2013 den Bericht der Verwaltung zum Sachstand der im 
Rahmen von JUGEND STÄRKEN geförderten Projekte zur Kenntnis genommen. Er hält die Fortsetzung 
der in den bisherigen Projekten erprobten Angebote und Leistungen der Jugendhilfe wegen 
unabweisbarer Bedarfe der von ihnen erreichten Zielgruppen für geeignet und erforderlich und bittet 
daher die Verwaltung, sich für die Einwerbung kommunaler Mittel bei der bevorstehenden 
Haushaltsaufstellung einzusetzen. Er hat darüber hinaus um erneute Berichterstattung bei näherer 
Kenntnis über die Rahmenbedingungen der o.g. Projekte im Kontext der ESF-Bundesinitiative 
JUGEND STÄRKEN gebeten.  

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hält die vorgetragene Begründung des Beirates 
für die Forderung im Grundsatz für berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch Senatsbeschluss 
festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im Haushaltsentwurf in der 
geforderten Höhe darzustellen. Sie strebt die weitere (anteilige) Förderung aus ESF-Bundesmitteln 
für 2014 bis 2020 im Rahmen des bereits angekündigten Bundesprogramms JUGEND STÄRKEN plus 
an. Zur Sicherstellung der für eine erneute Antragstellung von Bundes-ESF-Mitteln benötigten 
Komplementärmittel wurde im Haushaltsentwurf Vorsorge getroffen.  

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen macht darauf aufmerksam, dass eine nahtlose 
Weiterfinanzierung des Projektes „PickUp – Kompetenzagentur für Bremen-Ost“ sowie der anderen 
geförderten Projekte im Bundesprogramm JUGEND STÄRKEN ab 1.1.2013 nicht gesichert werden 
kann. Das Ressort setzt sich zusammen mit anderen Jugendministerien der Länder auf Bundesebene 
dafür ein, möglichst eine nahtlose Überleitung in eine neue Förderperiode zu erreichen. 

 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

Anlage 13 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Vegesack vom 25.3.2013 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Über die 
bedarfsgerechte Verteilung der in diesem Rahmen bereitgestellten Mittel entscheidet der 
Jugendhilfeausschuss auf der Grundlage von jugendpolitischen und fachlichen Erwägungen. 
Ihm ist vorbehalten, gegebenenfalls Änderungen im Verteilerschlüssel zu beschließen. Diese 
können sich auf die im jeweiligen Stadtteil geförderten Einrichtungen auswirken.  

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Den vom Beirat Vegesack vorgetragenen Feststellungen zu den möglichen Auswirkungen zu 
knapper Mittelausstattung wird im Grundsatz zugestimmt. Gleichwohl sieht die Senatorin für 
Soziales, Kinder, Jugend und Frauen im Rahmen der durch Senatsbeschluss festgelegten 
Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im Haushaltsentwurf in der 
geforderten Höhe darzustellen.  

In der Haushaltsstelle „Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von 
Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 
2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) gegenüber 2013 anzuheben. 

 

 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 

        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 

        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 14 

Stellungnahme zum Antrag der Beiräte Walle und Gröpelingen vom 13.2.2013 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem Vorjahr im Jahr 
2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle monatliche Inflationsrate 
gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die entsprechenden Raten bis Ende 
2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man 
für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu 
können, eine Anhebung der einschlägigen Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im 
Haushaltsentwurf 2014 aufgenommen werden. Dem entspräche für den Bereich der im sogenannten 
Anpassungskonzept für die stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung zu vergebenen 
Zuwendungsmittel ein Betrag von zusätzlich rund 350 T€.  

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck der 
stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der Senatorin 
für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 2014/15 sieht keine 
Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck der 
stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. In der Haushaltsstelle 
„Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-
7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) 
gegenüber 2013 anzuheben. 

Darüber hinaus sieht die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen im Rahmen der durch 
Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im 
Haushaltsentwurf in der geforderten Höhe darzustellen. 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 2 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Findorff vom 19.02. 2013 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem 
Vorjahr im Jahr 2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle 
monatliche Inflationsrate gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die 
entsprechenden Raten bis Ende 2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen 
unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, 
müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu können, eine Anhebung der einschlägigen 
Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im Haushaltsentwurf aufgenommen werden. Dem 
entspräche für den Bereich der im sogenannten Anpassungskonzept für die 
stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung vergebenen Zuwendungsmittel ein Betrag 
von zusätzlich rund 350 T€. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Die SKJF hält die vorgetragene Begründung des Beirates für die Forderung im Grundsatz für 
berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte mit einer 
Ausnahme keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im Haushaltsentwurf  in der 
geforderten Höhe darzustellen. In der Haushaltsstelle „Personalkostenzuschüsse für Freie 
Träger für den Betrieb von Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den 
Anschlag im Jahr 2014 um 2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) gegenüber 2013 
anzuheben. 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

Anlage 3 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Hemelingen vom 07.03.2013 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

In der Haushaltsstelle „Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von 
Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 
2,6 % und im Jahr 2015 um 5,1 % gegenüber 2013 anzuheben.  

Darüber hinaus sieht sie aber im Rahmen der durch Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte 
keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im Haushaltsentwurf  in der geforderten 
Höhe darzustellen. 







Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

Anlage 3a 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Hemelingen vom 07.03.2013 

Der Jugendhilfeausschuss hat am 1.3.2013 den Bericht der Verwaltung zum Sachstand der im 
Rahmen von JUGEND STÄRKEN geförderten Projekte zur Kenntnis genommen. Er hält die Fortsetzung 
der in den bisherigen Projekten erprobten Angebote und Leistungen der Jugendhilfe wegen 
unabweisbarer Bedarfe der von ihnen erreichten Zielgruppen für geeignet und erforderlich und bittet 
daher die Verwaltung, sich für die Einwerbung kommunaler Mittel bei der bevorstehenden 
Haushaltsaufstellung einzusetzen. Er hat darüber hinaus um erneute Berichterstattung bei näherer 
Kenntnis über die Rahmenbedingungen der o.g. Projekte im Kontext der ESF-Bundesinitiative 
JUGEND STÄRKEN gebeten.  

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hält die vorgetragene Begründung des Beirates 
für die Forderung im Grundsatz für berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch Senatsbeschluss 
festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im Haushaltsentwurf in der 
geforderten Höhe darzustellen. Sie strebt die weitere (anteilige) Förderung aus ESF-Bundesmitteln 
für 2014 bis 2020 im Rahmen des bereits angekündigten Bundesprogramms JUGEND STÄRKEN plus 
an. Zur Sicherstellung der für eine erneute Antragstellung von Bundes-ESF-Mitteln benötigten 
Komplementärmittel wurde im Haushaltsentwurf Vorsorge getroffen.  

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen macht darauf aufmerksam, dass eine nahtlose 
Weiterfinanzierung des Projektes „PickUp – Kompetenzagentur für Bremen-Ost“ sowie der anderen 
geförderten Projekte im Bundesprogramm JUGEND STÄRKEN ab 1.1.2013 nicht gesichert werden 
kann. Das Ressort setzt sich zusammen mit anderen Jugendministerien der Länder auf Bundesebene 
dafür ein, möglichst eine nahtlose Überleitung in eine neue Förderperiode zu erreichen. 

 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 4 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Horn-Lehe vom 7.3.2013 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem 
Vorjahr im Jahr 2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle 
monatliche Inflationsrate gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die 
entsprechenden Raten bis Ende 2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen 
unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, 
müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu können, eine Anhebung der einschlägigen 
Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im Haushaltsentwurf 2014 aufgenommen werden. 
Dem entspräche für den Bereich der im sogenannten Anpassungskonzept für die 
stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung zu vergebenen Zuwendungsmittel ein 
Betrag von zusätzlich rund 350 T€. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hält die vorgetragene Begründung des 
Beirates für die Forderung im Grundsatz für berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch 
Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im 
Haushaltsentwurf in der geforderten Höhe darzustellen.  

In der Haushaltsstelle „Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von 
Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 
2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) gegenüber 2013 anzuheben. 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 5 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Huchting (Schreiben vom 15.3.2013) 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem 
Vorjahr im Jahr 2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle 
monatliche Inflationsrate gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die 
entsprechenden Raten bis Ende 2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen 
unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, 
müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu können, eine Anhebung der einschlägigen 
Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im Haushaltsentwurf 2014 aufgenommen werden. 
Dem entspräche für den Bereich der im sogenannten Anpassungskonzept für die 
stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung zu vergebenen Zuwendungsmittel ein 
Betrag von zusätzlich rund 350 T€ und für den Förderbereich der kommunalen 
Jugendverbands- und Jugendbildungsarbeit ein Betrag von zusätzlich rund 64 T€. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hält die vorgetragene Begründung des 
Beirates für die Forderung im Grundsatz für berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch 
Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im 
Haushaltsentwurf in der geforderten Höhe darzustellen. In der Haushaltsstelle „Personal-
kostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) 
wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % 
(69 T€) gegenüber 2013 anzuheben. 

Im Bereich der Förderung der Jugendverbände und der Jugendbildungsarbeit sieht der 
Haushaltsentwurf in der Haushaltsstelle „Zuschüsse für außerschulische Jugendbildung und 
Internationale Begegnung“ (3431/684 65-8) die Wiederaufstockung der Fördermittel um 10 
T€ auf 45 T€ vor. In der Haushaltsstelle „Zuschüsse an die Jugendbildungsstätte 
LidiceHaus“ (3431/684 80-1) soll der Zuschuss um 8 T€ auf 320 T€ aufgestockt werden, um 
die Risiken für den laufenden Betrieb durch den Ausfall SGB-II-geförderter Beschäftigung im 
Bereich Hauswirtschaft/Küche abzumildern. 



Darüber hinaus sieht die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen im Rahmen der 
durch Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden 
Anschläge im Haushaltsentwurf in der geforderten Höhe darzustellen. 

 







Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 6 
Stellungnahme zum Antrag der Beiräte Mitte und Östliche Vorstadt vom 12.3.2013 

 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem 
Vorjahr im Jahr 2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle 
monatliche Inflationsrate gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die 
entsprechenden Raten bis Ende 2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen 
unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, 
müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu können, eine Anhebung der einschlägigen 
Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im Haushaltsentwurf 2014 aufgenommen werden. 
Dem entspräche für den Bereich der im sogenannten Anpassungskonzept für die 
stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung zu vergebenen Zuwendungsmittel ein 
Betrag von zusätzlich rund 350 T€. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hält die vorgetragene Begründung des 
Beirates für die Forderung im Grundsatz für berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch 
Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im 
Haushaltsentwurf  in der geforderten Höhe darzustellen. In der Haushaltsstelle 
„Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von 
Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 
2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) gegenüber 2013 anzuheben. 

Für einige kleine Jugendeinrichtungen besteht das Problem, dass sie Mieten an Immobilien 
Bremen aus den Zuwendungen zahlen müssen, die ihnen vom Amt für Soziale Dienste aus 
dem jeweiligen Stadtteilbudget zugewendet werden. Eine Lösung dieser Problematik durch 
zusätzliche Haushaltsmittel kann die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen nicht 
in Aussicht stellen. Dem Jugendhilfeausschuss soll daher im Zusammenhang mit der 
weiteren Beratung der Konzeptentwicklung im Herbst 2014 der Vorschlag gemacht werden, 
ab 2014 den Betrag (es geht gesamtstädtisch um einen Betrag von rund 33 T€) durch 
solidarischen Vorabzug aus dem Gesamtbudget für die stadtteilbezogene Jugendförderung 
zu sichern, um die Gleichbehandlung aller Jugendeinrichtungen bzw. Stadtteile zu erreichen. 



Es liegt in der Verantwortung des Amtes für Soziale Dienste, im Zusammenwirken mit den 
jeweiligen Controllingausschüssen bei begrenzten Fördermitteln Prioritäten zu setzen. 
Hierfür sollen die Stadtteilkonzepte ausreichend Grundlage für bedarfsorientierte 
Entscheidungen geben. Für Einzellösungen stehen keine zusätzlichen Mittel zur Verfügung. 

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen teilt im Übrigen die Auffassung der 
Beiräte zur Notwendigkeit einer fachpolitischen Profilierung der Jugendförderung in Bremen 
und schlägt vor, das Konzept grundlegend neu aufzustellen. Dazu soll im Rahmen der 
voraussichtlich weitgehend unveränderten Mittelausstattung ein Moratorium bis Ende 2014 
ausreichend Planungssicherheit schaffen, um die Erarbeitung des neuen Konzepts unter 
intensiver Beteiligung von Fachkräften, Trägern, Jugendlichen und Beiräten leisten zu 
können. 

 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

Anlage 7 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Neustadt vom 19.2.2013 

Der Jugendhilfeausschuss hat am 1.3.2013 den Bericht der Verwaltung zum Sachstand der im 
Rahmen von JUGEND STÄRKEN geförderten Projekte zur Kenntnis genommen. Er hält die Fortsetzung 
der in den bisherigen Projekten erprobten Angebote und Leistungen der Jugendhilfe wegen 
unabweisbarer Bedarfe der von ihnen erreichten Zielgruppen für geeignet und erforderlich und bittet 
daher die Verwaltung, sich für die Einwerbung kommunaler Mittel bei der bevorstehenden 
Haushaltsaufstellung einzusetzen. Er hat darüber hinaus um erneute Berichterstattung bei näherer 
Kenntnis über die Rahmenbedingungen der o.g. Projekte im Kontext der ESF-Bundesinitiative 
JUGEND STÄRKEN gebeten.  

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hält die vorgetragene Begründung des Beirates 
für die Forderung im Grundsatz für berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch Senatsbeschluss 
festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im Haushaltsentwurf in der 
geforderten Höhe darzustellen. Sie strebt die weitere (anteilige) Förderung aus ESF-Bundesmitteln 
für 2014 bis 2020 im Rahmen des bereits angekündigten Bundesprogramms JUGEND STÄRKEN plus 
an. Zur Sicherstellung der für eine erneute Antragstellung von Bundes-ESF-Mitteln benötigten 
Komplementärmittel wurde im Haushaltsentwurf Vorsorge getroffen.  

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen macht darauf aufmerksam, dass eine nahtlose 
Weiterfinanzierung des Projektes „Projekt Strickleiter Süd – Zweite Chance“ sowie der anderen 
geförderten Projekte im Bundesprogramm JUGEND STÄRKEN ab 1.1.2013 nicht gesichert werden 
kann. Das Ressort setzt sich zusammen mit anderen Jugendministerien der Länder auf Bundesebene 
dafür ein, möglichst eine nahtlose Überleitung in eine neue Förderperiode zu erreichen. 

 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 8 
Stellungnahme zum Antrag der Beiräte Neustadt vom 8.2.2013 und Woltmershausen vom 
4.3.2013 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem 
Vorjahr im Jahr 2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle 
monatliche Inflationsrate gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die 
entsprechenden Raten bis Ende 2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen 
unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, 
müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu können, eine Anhebung der einschlägigen 
Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im Haushaltsentwurf 2014 aufgenommen werden. 
Dem entspräche für den Bereich der im sogenannten Anpassungskonzept für die 
stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung zu vergebenen Zuwendungsmittel ein 
Betrag von zusätzlich rund 350 T€ und für den Förderbereich der kommunalen 
Jugendverbands- und Jugendbildungsarbeit ein Betrag von zusätzlich rund 64 T€. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

In der Haushaltsstelle „Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von 
Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 
2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) gegenüber 2013 anzuheben. 

Im Bereich der Förderung der Jugendverbände und der Jugendbildungsarbeit sieht der 
Haushaltsentwurf in der Haushaltsstelle „Zuschüsse für außerschulische Jugendbildung und 
Internationale Begegnung“ (3431/684 65-8) die Wiederaufstockung der Fördermittel um 10 
T€ auf 45 T€ vor. In der Haushaltsstelle „Zuschüsse an die Jugendbildungsstätte 
LidiceHaus“ (3431/684 80-1) soll der Zuschuss um 8 T€ aufgestockt werden, um die Risiken 
für den laufenden Betrieb durch den Ausfall SGB-II-geförderter Beschäftigung im Bereich 
Hauswirtschaft/Küche abzumildern.  

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen hält die vorgetragene Begründung des 
Beirates für die Forderung im Grundsatz für berechtigt, sieht aber im Rahmen der durch 
Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden Anschläge im 
Haushaltsentwurf in der geforderten Höhe darzustellen. 





Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  Bremen, den 17.5.2013 
        bearbeitet von Dr. Rose / Dr. Schwarz 
        Tel. 2858 / 4401 

 

 

Anlage 9 
Stellungnahme zum Antrag des Beirates Obervieland vom 12.2.2013 

Die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Inflationsrate betrug gegenüber dem 
Vorjahr im Jahr 2010 1,1 %, im Jahr 2011 2,3 % und im Jahr 2012 2,0 %. Die aktuelle 
monatliche Inflationsrate gegenüber dem Vorjahresmonat Mai beträgt 1,2 %. Wie sich die 
entsprechenden Raten bis Ende 2013 entwickeln werden, wird von Fachexpert/-innen 
unterschiedlich eingeschätzt. Unterstellt man für 2013 eine jährliche Inflationsrate von 1 %, 
müsste, um dem Beschluss des Beirates folgen zu können, eine Anhebung der einschlägigen 
Zuwendungshaushaltsstellen um 6,4 % im Haushaltsentwurf 2014 aufgenommen werden. 
Dem entspräche für den Bereich der im sogenannten Anpassungskonzept für die 
stadtteilbezogene Kinder- und Jugendförderung zu vergebenen Zuwendungsmittel ein 
Betrag von zusätzlich rund 350 T€.  

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. Der von der 
Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vorgelegte Entwurf für die Haushalte 
2014/15 sieht keine Kürzungen gegenüber den Anschlägen 2013 vor. 

Im Haushaltsgesetz wird festgelegt, in welcher Höhe Haushaltsmittel für den Förderzweck 
der stadtteilbezogenen Jugendförderung gesamtstädtisch zur Verfügung stehen. In der 
Haushaltsstelle „Personalkostenzuschüsse für Freie Träger für den Betrieb von 
Jugendfreizeitheimen“ (3431/684 91-7) wird vorgeschlagen, den Anschlag im Jahr 2014 um 
2,6 % (35 T€) und im Jahr 2015 um 5,1 % (69 T€) gegenüber 2013 anzuheben. 

Darüber hinaus sieht die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen im Rahmen der 
durch Senatsbeschluss festgelegten Eckwerte keine Möglichkeit, die entsprechenden 
Anschläge im Haushaltsentwurf in der geforderten Höhe darzustellen. 
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